
dargestellt wird, und die erneut dirigistische Staatseingriffe for­
dert, kostet Arbeitsplätze.

(Unruhe und Zwischenrufe)

Der Finanzminister hat gestern zusätzlich 30 Milliarden D-Mark 
für Infrastrukturmaßnahmen gefordert.

(Unruhe im Saal - ein großer Teil der Abgeordneten 
der SPD-Fraktion verläßt den Plenarsaal)

Ich erinnere an die Heute-Journal-Sendung, ZDF, 19.00 Uhr. 
Wir haben versucht festzustellen, was von den drei Milliarden 
D-Mark, die im Staatsvertrag als Mittel für Infrastrukturmaß­
nahmen ausgehandelt worden sind, bereits verausgabt worden 
ist. Im Ergebnis muß festgestellt werden, daß erst im August da­
mit begonnen wird, die ersten Infrastrukturmaßnahmen von 
den finanziellen Mitteln entsprechend bereitzustellen.

Es gilt jetzt, die Einheit in Freiheit zielstrebig zu vollenden 
und nicht auf halbem Wege stehenzubleiben. Beitritt zur Bun­
desrepublik Deutschland und gesamtdeutsche Wahlen gehören 
- darüber bestand in der Volkskammer bis vor kurzem breiter 
Konsens - untrennbar zusammen.

Wem wirklich daran gelegen ist, die Wirtschaft endlich in 
Schwung zu bringen, der muß dafür sorgen, daß die erforderli­
chen rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zur 
Entfaltung der sozialen Marktwirtschaft für jeden erkennbar un­
zweifelhaft geschaffen werden. Diese Klarheit verträgt keine 
halbherzigen Schritte, sondern kommt nur dann zustande, wenn 
Beitritt und Wahlen gemeinsam vollzogen werden.

(Beifall bei der CDU/DA)

40 Jahre SED-Diktatur haben unser Land ruiniert, Raubbau 
mit seinen Ressourcen getrieben und Menschen in unverant­
wortlicher Weise ausgebeutet.

(Unruhe im Saal - Zwischenrufe von der PDS 
und dem Bündnis 90/Grüne - Beifall bei der CDU/DA)

Die Bilanz nach diesen schrecklichen 40 Jahren fällt noch ne­
gativer aus, als wir alle zunächst befürchten mußten.

(Erneute Zwischenrufe)

Gigantische Manipulationen und Fälschungen selbst bei Stati­
stiken, heruntergewirtschaftete Produktionsanlagen, eine Um­
weltzerstörung mit großem Ausmaß haben trotz Fleiß und Ein­
satzbereitschaft der Menschen an den Rand des Ruins gebracht. 
Der Wettlauf mit der Zeit hat längst begonnen. Meldungen über 
DDR-Betriebe, die geschlossen werden müssen, von Entlassun­
gen und dem Anstieg der Zahl der Arbeitslosen nehmen wir sehr 
ernst, gehören aber auch auf eine andere Seite zum Konzept, 
Angst zu schüren und die Menschen zu verunsichern.

(Unruhe und Zwischenrufe)

Die soziale Marktwirtschaft wird diffamiert, und diejenigen 
die sich engagieren und investieren wollen, werden verschreckt.

(Erneute Unruhe im Saal, Zwischenrufe von 
der PDS und vom Bündnis 90/Grüne)

Aus dem Zusammenhang herausgerissene Zahlen, Schrek- 
kensprophezeiungen, Negativmeldungen werden nicht dadurch 
besser, daß sie von amtlichen Stellen, möglicherweise sogar von 
Ministern, vorgetragen werden.

(Beifall bei der CDU/DA)

Die Arbeitsministerin, Frau Hildebrandt, läßt kaum eine Mög­
lichkeit aus, über die Medien hohe Arbeitslosenzahlen zu pro­
phezeien und die Steigerung auf nunmehr ...

(Starke Unruhe im Saal - erregte Zwischenrufe - 
Platzek, Bündnis 90/Grüne: Schämen Sie sich nicht?)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren, Sie haben nachher alle die Gelegen­
heit, das Wort zu nehmen und eine Stellung dazu abzugeben. Ich 
bitte jetzt um Ruhe hier im Saal!

Dr. Krause (CDU/DA):

... und die Arbeitslosenzahlen auf Steigerungsraten zu zele­
brieren, die andere zu verantworten haben, nicht die Marktwirt­
schaft.

(Gelächter beim Bündnis 90/Grüne, Beifall bei der CDU/DA)

Wer für das wirtschaftliche Desaster der DDR den Umstel­
lungsprozeß von zentraler Zwangsverwaltung zu sozialer 
Marktwirtschaft verantwortlich macht, verwechselt Ursache 
und Wirkung.

(Beifall bei der CDU/DA)

Wenn wir die soziale Marktwirtschaft zum Wohle der Menschen 
unseres Landes wollen, dann müssen wir Schluß machen mit den 
Verkrustungen des alten Systems. Eine halbe Marktwirtschaft 
kann es nicht geben. Der Staat DDR konnte bisher nur überleben, 
weil er seine Menschen systematisch ausgebeutet hat.

Dafür tragen Sie zu allererst die Verantwortung.

(Beifall bei der CDU/DA und der DSU)

Wir brauchen soviel Investitionen und soviel Wettbewerb wie 
möglich, damit es mit Beschäftigung und wirtschaftlicher Ent­
wicklung aufwärts geht. Wer wirklich will, daß es in unserem 
Land aufwärts geht, der muß die gewaltigen Möglichkeiten der 
sozialen Marktwirtschaft zuerst nutzen.

(Gelächter beim Bündnis 90/Grüne)

Erinnern wir uns: Bereits wenige Monate nach der Währungs­
reform in der Bundesrepublik Deutschland sah sich Ludwig Er­
hard ebenfalls vor einer Reihe von Problemen, die wir heute 
auch in der DDR haben. Aber diese Probleme waren Übergangs­
probleme; denn schon bald sprach man vom Wirtschaftswunder 
Bundesrepublik.

(Unruhe im Saal)

Dabei spielte das psychologische Moment eine ganz besonde­
re Rolle, nämlich, daß sich die soziale Marktwirtschaft auch zu al­
lererst in einer Veränderung der Haltung im Menschen zum 
Markt ausdrückt.

Karl Schiller, der ehemalige SPD-Finanz- und Wirtschaftsmi­
nister, sagte in einem „Welt“-Interview auf die Frage, was er im 
Moment in der DDR tun würde - ich zitiere

„den Leuten immer wieder sagen: Was im Moment in der DDR
passiert, das sind Übergangsschwierigkeiten.“

(Das tröstet! - von der PDS)

Wenn etwa die Preise in diesen Tagen Sprünge nach oben ma­
chen, so ist das in absehbarer Zeit anders. Und ich möchte nur 
daran erinnern, daß wir in der Preisentwicklung eine Tendenz 
nach unten haben.

(Zuruf: Gott sei Dank!)

Sie werden mir doch hoffentlich diesbezüglich zustimmen. Na 
also, also können wir doch zumindest in dem Bereich überein­
stimmen.

(Beifall bei der CDU/DA und der DSU)

Gerade Bundeskanzler Kohl hat - ebenso wie Ministerpräsi­
dent deMaiziere - immer wieder darauf hingewiesen, daß der
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